Auszug aus der Verordnung über die Ausbildung und Prüfung an Fachschulen
Vom 5. Juli 2011 (ABl. 8/11, S. 323 ff.)
Aufnahmevoraussetzungen
§ 4 Aufnahmevoraussetzungen 
[bookmark: _GoBack](1) Die Aufnahme in die Einjährige Fachschule oder in die Zweijährige Fachschule setzt den Abschluss in einem nach dem Berufsbildungsgesetz oder der Handwerksordnung oder dem Recht der Länder anerkannten und für die Zielsetzung der jeweiligen Fachrichtung einschlägigen Ausbildungsberuf, eine entsprechende Berufstätigkeit von mindestens einem Jahr und den Abschluss der Berufsschule voraus. Bei der Ausbildung in Teilzeitform kann die erforderliche entsprechende berufliche Tätigkeit während der Fachschulausbildung abgeleistet werden. In den Fällen des Abs. 1 Satz 2 ist der Nachweis mit der Meldung zur Abschlussprüfung vorzulegen. 
(2) Bewerberinnen oder Bewerber, die die Voraussetzungen des Abs. 1 nicht erfüllen, können, sofern sie eine mindestens fünfjährige einschlägige berufliche Tätigkeit nachweisen, in die Fachschule aufgenommen werden, wenn sie in einer Feststellungsprüfung an einer beruflichen Schule ihre fachliche Eignung nachweisen. Die Feststellungsprüfung wird von der beruflichen Schule durchgeführt, an der die Aufnahme beantragt wird. 
(3) Die Aufnahme ist bei der Schulleiterin oder bei dem Schulleiter bis spätestens sechs Monate vor Beginn des ersten Ausbildungsabschnitts zu beantragen. Dem Antrag sind beizufügen: 
1. ein Lebenslauf in tabellarischer Form, aus dem der Bildungsgang hervorgeht, 
2. die Abschlusszeugnisse nach Abs. 1 in beglaubigter Abschrift oder beglaubigter Fotokopie, ausgenommen bei erfolgreicher Teilnahme an einer Feststellungsprüfung nach Abs. 2, 
3. eine Bescheinigung über Art und Dauer der beruflichen Tätigkeiten nach Abs. 1. 
§ 5 Aufnahme und Auswahlverfahren 
(1) Sofern die Zahl der Bewerberinnen und Bewerber, die die Voraussetzungen des § 4 erfüllen, die Zahl der zur Verfügung stehenden Ausbildungsplätze nicht übersteigt, werden diese aufgenommen; anderenfalls müssen sich alle Bewerberinnen und Bewerber einem Auswahlverfahren unterziehen. 

Erlangung von Realschulabschluss & Fachhochschulreife
§ 1 Aufgabe, Berechtigungen
(4) In der Zweijährigen Fachschule wird Studierenden, die bei der Aufnahme den Hauptschulabschluss oder einen gleichwertigen Abschluss nachweisen, mit der Zulassung zum zweiten Ausbildungsabschnitt der mittlere Abschluss (Realschulabschluss) zuerkannt, wenn sie in den Fächern Deutsch und Englisch mindestens ausreichende Leistungen erreichen. 
(5) Studierenden, die bei der Zulassung zum zweiten Ausbildungsabschnitt der Zweijährigen Fachschule den mittleren Abschluss (Realschulabschluss) oder einen dem mittleren Abschluss (Realschulabschluss) gleichwertigen Abschluss nachweisen, wird mit Bestehen der Abschlussprüfung die Fachhochschulreife zuerkannt, wenn sie in den Fächern Deutsch und Englisch sowie Mathematik (Wahlpflichtbereich) der Abschlussprüfung mindestens jeweils eine ausreichende Leistung erreichen.

Anwesenheitspflicht
§ 6 Rechte und Pflichten im Schulverhältnis 
(1) Mit der Aufnahme wird ein öffentlich-rechtliches Schulverhältnis begründet. Die Rechte und Pflichten der Studierenden ergeben sich aus § 69 Abs. 2 bis 5 des Schulgesetzes. 
(2) Bleibt eine Studierende oder ein Studierender im Verlauf von sechs Unterrichtswochen innerhalb eines Ausbildungshalbjahres insgesamt mindestens sechs Tage dem Unterricht ohne ausreichende Entschuldigung fern, entscheidet das Staatliche Schulamt über die Verweisung von der Schule. 
(3) Wird die Ausbildung innerhalb eines laufenden Ausbildungshalbjahres abgebrochen, ist der letzte Tag der regelmäßigen Unterrichtsteilnahme Zeitpunkt des Ausbildungsendes. Mit diesem Tag endet das Schulverhältnis.

Leistungsnachweise
§ 8 Leistungsnachweis 
(1) Im Pflichtbereich und im Wahlpflichtbereich, mit Ausnahme der Projektarbeit nach § 9, sowie im Fach Berufs- und Arbeitspädagogik des Wahlbereichs sind von jeder Studierenden und von jedem Studierenden schriftliche Leistungsnachweise zu erbringen, deren Zahl sich nach der Zahl der Unterrichtsstunden je Ausbildungsabschnitt richtet. Es sind von jeder Studierenden und von jedem Studierenden mindestens zu fordern: 
1. in Fächern, Lernfeldern, Modulen[footnoteRef:1] bis zu 80 Stunden 2 Leistungsnachweise,  [1:  Die Anzahl der geforderten Leistungsnachweise bezieht sich auf die Stunden im Gesamt-Modul (z.B: BWL.).Unabhängig davon ist für jedes Teil-Modul (Finanzierung, Beschaffung & Produktion etc.) mindestens ein schriftlicher Leistungsnachweis zu erbringen.] 

2. in Fächern, Lernfeldern, Modulen bis zu 160 Stunden 3 Leistungsnachweise 
3. in Fächern, Lernfeldern, Modulen bis zu 240 Stunden 4 Leistungsnachweise, 
4. in Fächern, Lernfeldern, Modulen über 240 Stunden 5 Leistungsnachweise. 
Über die Art der schriftlichen Leistungsnachweise entscheidet die jeweilige Konferenz. 
(2) Die Leistungsnachweise sind möglichst gleichmäßig auf den jeweiligen Ausbildungsabschnitt zu verteilen. Grundsätzlich dürfen von Studierenden drei Leistungsnachweise, in begründeten Ausnahmefällen nach Zustimmung der Schulleiterin oder des Schulleiters vier Leistungsnachweise in einer Unterrichtswoche gefordert werden. 
(3) Ist mehr als die Hälfte der abgelieferten schriftlichen Leistungsnachweise mit den Noten mangelhaft oder ungenügend bewertet worden, so ist der Leistungsnachweis einmal zu wieder-holen. Im Falle der Wiederholung wird bei der Leistungsbewertung nur der LNW mit der besseren Note berücksichtigt. 
(4) Für die Leistungsbewertung sind außer den schriftlichen Leistungsnachweisen die anderen unterrichtlichen Leistungen zu berücksichtigen. Hierzu zählen insbesondere die Mitarbeit im Unterricht, Referate, Protokolle, Versuchsbeschreibungen und Versuchsauswertungen. Sie gehen bei der Gesamtbewertung des jeweiligen Faches, Lernfeldes oder Moduls mit mindestens einem Viertel in die Note ein.

Zulassung zum zweiten Ausbildungsabschnitt
§ 10 Zulassung zum zweiten Ausbildungsabschnitt 
 (2) Die Zulassung zum zweiten Ausbildungsabschnitt wird ausgesprochen, wenn die erforderlichen Leistungen in allen Fächern, Lernfeldern oder Modulen des Pflichtbereichs jeweils mit mindestens ausreichend bewertet werden. Eine mangelhafte Leistung in einem der Fächer, Lernfelder oder Module des Pflichtbereichs kann durch Beschluss der Zulassungskonferenz durch eine mindestens befriedigende Leistung in einem der Fächer, Lernfelder oder Module des Pflichtbereichs ausgeglichen werden. Eine ungenügende Leistung in einem Fach, Lernfeld oder Modul des Pflichtbereichs kann nicht ausgeglichen werden. 
(4) Studierende, die nicht zum zweiten Ausbildungsabschnitt zugelassen werden, müssen min. ein Ausbildungshalbjahr wiederholen. Wird nur ein Ausbildungshalbjahr wiederholt, so sind die Leistungsnachweise des nicht wiederholten Ausbildungshalbjahres bei der Leistungsbewertung hinzuzuziehen. Die Entscheidung, ob ein oder zwei Ausbildungshalbjahre zu wiederholen sind, trifft die Konferenz nach Abs. 1. 
(5) Studierende, die nach einer Wiederholung nach Abs. 4 erneut keine Zulassung zum zweiten Ausbildungsabschnitt erhalten, müssen die Schule verlassen. Über Ausnahmen entscheidet das Staatliche Schulamt. 

Abschlussprüfung
§ 16 Prüfungstermine 
(1) Die Abschlussprüfung findet im letzten Ausbildungshalbjahr statt. 
(2) Die schriftliche Prüfung beginnt frühestens acht Wochen vor der mündlichen Prüfung und soll spätestens drei Wochen vor der mündlichen Prüfung beendet sein. 
(3) Die mündliche Prüfung findet in den letzten zehn Unterrichtstagen statt. Ausnahmen können vom Staatlichen Schulamt auf Antrag gestattet werden. 
§ 17 Schriftliche Prüfung[footnoteRef:2]  [2:  lt. Konferenzbeschluss der Fachschulkonferenz der Kaufmännischen Schulen in Dillenburg:
Prüfungsarbeit I in den Fächern: Controlling/ Marketing, Rechnungswesen, Steuern
Prüfungsarbeit II in den Fächern: Recht, BWL, VWL
Jeweils 6 Stunden (auf zwei Tage verteilt), Zusätzliche bei Fachhochschulreife: Mathematik 3 Zeitstunden] 

(1) Gegenstand der schriftlichen Prüfung sind die in der jeweiligen Fachrichtung oder dem jeweiligen Schwerpunkt in Anlage 1 aufgeführten Lernfelder oder Module. Die schriftliche Prüfung besteht aus den Prüfungsarbeiten I und II. Die Gesamtdauer der schriftlichen Prüfung soll mindestens neun, jedoch nicht mehr als zwölf Zeitstunden betragen. Für jede Prüfungsarbeit sind mindestens 4,5 Stunden vorzusehen. An einem Unterrichtstag können schriftliche Prüfungs-arbeiten bis zu einer Gesamtdauer von sechs Zeitstunden bearbeitet werden. Bei angestrebtem Erwerb der Fachhochschulreife (nach Anlage 1) wird zusätzlich in einem der Fächer Mathematik oder Englisch eine dreistündige schriftliche Prüfung durchgeführt. 
(2) Nach der schriftlichen Prüfung sind die Prüfungsteilnehmerinnen und Prüfungsteilnehmer verpflichtet, weiterhin am Unterricht teilzunehmen. 
§ 23 Mündliche Prüfung 
(1) Mündliche Prüfungen finden statt, soweit die jeweilige Prüfungsteilnehmerin oder der jeweilige Prüfungsteilnehmer dies beantragt oder der Prüfungsausschuss eine entsprechende Festlegung trifft. 
(2) Gegenstand einer mündlichen Prüfung können alle Fächer des Pflicht- und Wahlpflichtbereiches sein, die im zweiten Ausbildungsabschnitt in der Stundentafel (Anlage 1) der entsprechenden Fachrichtung ausgewiesen sind, sowie die Prüfungsarbeiten I und II. Bei einer mündlichen Prüfung zu einer Prüfungsarbeit sind die in den Lernfeldern oder Modulen erworbenen Kompetenzen, die Grundlage der jeweiligen Prüfungsarbeit waren, ebenfalls Gegenstand der mündlichen Prüfung. 
(3) Die Prüfungsteilnehmerinnen und Prüfungsteilnehmer erklären frühestens neun und spätestens sechs Unterrichtstage vor Beginn der mündlichen Prüfung gegenüber der Schulleiterin oder dem Schulleiter schriftlich, zu welchem Gegenstand nach Abs. 2 sie sich prüfen lassen wollen. Die Festlegung, zu welchen Gegenständen eine Prüfungsteilnehmerin oder ein Prüfungsteilnehmer mündlich geprüft wird, trifft der Prüfungsausschuss. Dabei sind die Wünsche der Prüfungsteilnehmerinnen und Prüfungsteilnehmer nach Möglichkeit zu berücksichtigen. In der Regel sollen je Prüfungsteilnehmerin oder Prüfungsteilnehmer nicht mehr als drei mündliche Prüfungen stattfinden. 
§ 26 Prüfungsergebnisse 
(1) Nach Beendigung der mündlichen Prüfung legt der Prüfungsausschuss die Endnote für jedes Fach, jedes Lernfeld oder Modul, für die Projektarbeit, für das Fach des Wahlpflichtbereiches, für die Prüfungsaufgaben I und II sowie gegebenenfalls für die praktische Prüfung fest. Dabei werden die vorgeschlagenen Endnoten und die jeweiligen Prüfungsleistungen berücksichtigt. In den Fächern, Lernfeldern oder Modulen, in denen nicht geprüft wurde, entspricht die Endnote der vorgeschlagenen Endnote. 
(2) Die Abschlussprüfung ist bestanden, wenn in den Fächern des Pflichtbereiches, die im zweiten Ausbildungsabschnitt unterrichtet wurden, in allen Lernfeldern oder Modulen, in der Projektarbeit, in dem Fach des Wahlpflichtbereiches, in den Prüfungsarbeiten I und II sowie gegebenenfalls in der praktischen Prüfung mindestens ausreichende Leistungen erzielt wurden. Der Prüfungsausschuss kann die Abschlussprüfung bei einer mangelhaften Leistung für bestanden erklären, wenn mindestens eine gute oder zwei befriedigende Leistungen in einem der Fächer des Pflichtbereiches, in einem der Lernfelder oder Module, im Fach des Wahlpflichtbereiches, in der Projektarbeit, gegebenenfalls in der praktischen Prüfung oder in einer der Prüfungsarbeiten erbracht wurden. Eine ungenügende Leistung kann nicht ausgeglichen werden. 
§ 28 Wiederholung der Abschlussprüfung 
(1) Prüfungsteilnehmerinnen und Prüfungsteilnehmer, die die Abschlussprüfung nicht bestanden haben, erhalten von der Schulleiterin oder von dem Schulleiter eine schriftliche Mitteilung. In dieser ist anzugeben, nach welcher Zeit und unter welchen Bedingungen die Abschlussprüfung wiederholt werden kann. 
(2) Die Abschlussprüfung kann innerhalb eines Jahres, jedoch frühestens nach einem halben Jahr, einmal wiederholt werden. Über eine zweite Wiederholungsmöglichkeit in besonderen Ausnahmefällen entscheidet die Schulleiterin oder der Schulleiter. Eine bestandene Abschlussprüfung kann nicht wiederholt werden. 
(3) Die oder der Studierende ist berechtigt, bis zur Wiederholungsprüfung am Unterricht teilzunehmen. Die Teilnahme am Unterricht erfordert eine schriftliche Anmeldung. § 6 gilt entsprechend. 
§ 32 Zeugnisse 
 (6) Die auf dem Zeugnis auszuweisende Durchschnittsnote wird aus dem arithmetischen Mittel[footnoteRef:3] der Noten aller Fächer, Lernfelder oder Module des Pflichtbereichs und des Wahlpflichtbereiches, der Projektarbeit und den Prüfungsarbeiten gebildet. Die Durchschnittsnote wird auf eine Stelle nach dem Komma errechnet; es wird nicht gerundet.  [3:  Es handelt sich um ein gewichtetes arithmetisches Mittel in Bezug auf die zu unterrichtenden Stunden je Fach lt. Verordnung.] 
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